Immaterieller Schadensersatz aufgrund von Verträgen S.1/21

I. Einführung

1. Definition und Abgrenzung

Als immaterielle Schäden, oder Nichtvermögensschäden, bezeichnet man alle unfreiwilligen Einbußen an Rechtsgütern, die keinen Vermögenswert haben. Ein Vermögenswert fehlt, wenn die Einbuße nicht in Geld meßbar ist. Ein wichtiges Kriterium hierfür ist, ob ein Markt für das betreffende Gut besteht.

Hinzu kommt meistens, daß eine Einbuße immaterieller Art nicht oder nur schwer objektiviert werden kann, was für die "Berechnung" der Schadenshöhe und für die Vorhersehbarkeit der gerichtlichen Entscheidung bedeutend ist.  Es gibt jedoch Ausnahmen von dieser Regel. So lassen sich Intensität und Dauer körperlicher Schmerzen anhand der Art der Verletzung, aber auch aufgrund der seelischen Reaktion des Opfers recht gut bestimmen
. Umgekehrt kann das Ausmaß von sogenannten subjektiv-wirtschaftlichen Schäden, also zum Beispiel Rufschäden, die sich auf ein vom Geschädigten betriebenes Gewerbe auswirken, häufig nur schwer bestimmt werden, obwohl solche Schäden im deutschen Recht als Vermögensschäden
 gelten, die abstrakt berechnet werden. Daß Nichtvermögensschäden schwer feststellbar sind, ist also nur die Grundregel.

Daneben wird der Begriff des Vermögensschadens zum Teil weit ausgelegt, um einen gewissen Graubereich zwischen Vermögens- und Nichtvermögensschäden zu erfassen. Dies ist vor allem dann der Fall, wenn eine Rechtsordnung immaterielle Schäden nur ausnahmsweise anerkennt, wie dies z.B. im deutschen Recht durch § 253 BGB vorgeschrieben ist.  Beispiele hierfür sind die abstrakte Berechnung beim Verlust von Gebrauchsvorteilen an einem Kraftfahrzeug und die "Kommerzialisierung" von Freizeit im Zusammenhang mit vertaner Urlaubszeit durch die Gerichte vor der Einführung des § 651f II BGB, der einen Ersatz des Schadens wegen vertaner Urlaubszeit regelt. 

Im übrigen kann der immaterielle Wert eines Vermögensgutes auch beim Ersatz eines Vermögensschadens eine Rolle spielen. Dies ist beim sogenannten "Affektionsinteresse" der Fall
. In Deutschland wird es berücksichtigt, wenn durch die Heilbehandlung eines Tieres Kosten entstehen, die dessen Wert erheblich übersteigen (§ 251 II 2 BGB); dann entfällt die Befugnis des Schuldners, statt der notwendigen Kosten nur eine Entschädigung zu leisten. Auch in Frankreich wird das Affektionsinteresse im Schadensrecht berücksichtigt. So wurde einem Pferdebesitzer Ersatz des immateriellen Schadens gewährt, weil sein Vertragspartner, der das Pferd pflegen sollte, fahrlässig dessen Tod herbeigeführt hatte
. Im englisch-amerikanischen Recht kann der Wert, den eine Sache nur für den Gläubiger hat ("sentimental value"), ausnahmsweise dazu führen, daß der Gläubiger auf Erfüllung klagen kann
.

Beim Ersatz von immateriellen Schäden spielen die Entschädigung und Genugtuung für den Verletzten eine Rolle
. Manchmal soll auch auf den Schädiger oder andere potentielle Schädiger "strafend" eingewirkt werden; im angelsächsischen Recht spricht man dann von "punitive damages"
. Im Grundsatz jedoch beruht der Ersatz immaterieller Schäden auf dem Gedanken der Kompensation. Im englischen Recht kann aber - trotz des Kompensationsprinzips - das Verhalten des Schädigers für die Höhe der Entschädigung eine Rolle spielen. Man spricht dann von "aggravated damages", die aber in einer wichtigen Entscheidung des House of Lords
 scharf von den "punitive damages" getrennt wurden. Danach beruhen "punitive damages" auf Abschreckung  des Schädigers allein, während "aggravated damages" für einen

tatsächlichen Verlust entschädigen sollen. "Aggravated damages" können aber zum Beispiel höher ausfallen, wenn sich der Täter mutwillig verhalten oder eine Machtposition ausgenutzt hat. 

Da immaterieller Schadensersatz in aller Regel auf dem Prinzip des Ausgleichs oder der Entschädigung beruht, sind die im angelsächsischen Recht bekannten "nominal damages" abzugrenzen. Es handelt sich dabei um eine symbolische Geldsumme, die dem Verletzten für die Verletzung seines Rechts ohne jeden (materiellen wie immateriellen) Schaden zustehen kann. Sie dienen dazu, ein (common law) Recht festzustellen oder zu schützen. Sie stehen dem Geschädigten vor allem bei unerlaubten Handlungen, bei denen ein Schaden nicht erforderlich ist, sogenannten "per se torts" (z.B. Besitzstörungen) zu. "Nominal damages" können aber auch bei Vertragsbruch gewährt werden
.

2. Vertragliche Haftung und allgemeines Schadensrecht

Der Ersatz des Schadens kann zum einen auf dem Wege der Naturalrestitution erfolgen, welche unter bestimmten Voraussetzungen durch eine Entschädigung in Geld ersetzt oder ergänzt werden kann. Der Unterschied zwischen Naturalrestitution und Entschädigung ist vor allem in Deutschland deutlich. Andererseits kann die Entschädigung in Geld auch die Regel sein (englisch-amerikanischer Rechtskreis, "damages as of right"). In direktem Vergleich dazu wird in Deutschland die Entschädigung für immaterielle Schäden grundsätzlich versagt (§ 253 BGB). Diese Aussage ist aber durch die Tatsache, daß der Gläubiger auch bei immateriellen Schäden gemäß § 249 BGB die Wiederherstellung des Zustands, der ohne das schädigende Ereignis bestehen würde fordern (S.1) bzw. in bestimmten Fällen den dazu erforderlichen Geldbetrag verlangen kann (S.2), zu relativieren.

Vertragliche Haftung und Deliktsrecht
Das Verhältnis von vertraglicher und deliktischer Haftung ist zu beachten. In Deutschland und in den angelsächsischen Rechtsordnungen können Ansprüche aus beiden Bereichen regelmäßig konkurrieren. So können Schwächen der vertraglichen Haftung durch das Deliktsrecht ausgeglichen werden
. In Frankreich hingegen gilt der Grundsatz, daß eine Konkurrenz nicht möglich ist ("non-cumul"). Die Frage nach dem Ersatz immaterieller Schäden im Vertragsrecht ist hier also besonders erheblich, weil der Gläubiger möglicherweise nicht auf das Deliktsrecht ausweichen kann.

Weitere Bedeutung erhält die Problematik durch die Unterschiede in den Anspruchsvoraussetzungen. So ist im Vertragsrecht der angelsächsischen Rechtsordnungen kein Verschulden erforderlich, um Schadensersatz verlangen zu können. Dies gilt auch im französischen Recht für erfolgsorientierte Verpflichtungen, im übrigen gilt eine Beweislastumkehr. Im deutschen Recht haftet der Schuldner im Falle der §§ 279, 287.2 BGB
 verschuldensunabhängig auf Schadensersatz, während er im übrigen zu beweisen hat, daß er die Leistungsstörung nicht zu vertreten hat (§§ 282, 285 BGB). Auch die Gehilfenhaftung (§ 278 BGB) ist im deutschen Vertragsrecht für den Gläubiger günstiger als im Deliktsrecht. Hinzu kommt die längere Verjährung vertraglicher Ansprüche.

Daß zwischen den Parteien eine Sonderbeziehung besteht, kann außerdem im Deliktsrecht bedeutsam werden. So wurde vom OLG Karlsruhe einem Verkehrsopfer ein höheres Schmerzensgeld zugesprochen, weil die gegnerische Versicherung die Schadensregulierung verzögert hatte. In der Begründung wurde folgendes ausgeführt: Der Versicherer habe zum einen gegenüber dem Geschädigten eine Förderungspflicht, die sich aus den Grundsätzen von Treu und Glauben (§ 242 BGB) ergebe. Für den privaten Versicherer ergebe sich die Förderungspflicht aber zudem aus dem Versicherungsvertrag, durch den er sich verpflichtet habe, den Willen des Versicherungsnehmers zu erfüllen und Schädigungen anderer auszugleichen
. Somit führte in diesem Fall die Verletzung des Vertrages (zugunsten Dritter) durch die Versicherung zu einem höheren deliktischen Ersatzanspruch (§§ 823 I, 847 I BGB). Ähnliche Gesichtspunkte spielen bei der Verletzung von Begräbnisverträgen, beim nächtlichen Eindringen eines Hoteliers in das Zimmer seiner Gäste oder bei der unter erniedrigenden Umständen erfolgenden, ungerechtfertigten Ausweisung eines Besuchers aus einem öffentlichen Schwimmbad oder Theater eine Rolle
.

3. Das Verhalten des Schädigers als Grund für eine weitgehendere Ersatzpflicht?

Die Art und Weise des Vertragsbruchs kann in den Rechtsordnungen, die Nichtvermögensschäden weitgehender ersetzen, eine Rolle spielen. Aus Frankreich ist ein Fall bekannt, in dem ein Arbeitnehmer während eines Streiks seinen Vertrag nicht erfüllte und dadurch die Autorität seines Arbeitgebers untergrub; dem Arbeitgeber wurde Ersatz des "dommage moral" zugesprochen
. Im amerikanischen Recht ist "gewollte und mutwillige" Nichterfüllung eines Vertrages Grund für den Ersatz von immateriellen Schäden
. Daß das Verhalten des Schädigers für die Höhe der Entschädigung berücksichtigt werden kann, wurde bereits angesprochen
; in diesem Fall war es Anspruchsvoraussetzung.

Argumente für und gegen den Ersatz immaterieller Schäden
Der Ersatz immaterieller Schäden wird wegen der genannten Probleme kontrovers diskutiert. Als wichtigste Argumente lassen sich nennen:

Für ihren Ersatz spreche, daß man immaterielle Rechtsgüter wirksam schützen müsse
. Das verletzte Rechtsgefühl müsse Genugtuung erfahren
. Verträge über immaterielle Interessen müßten durchsetzbar sein
. Im Vertragsrecht spricht auch die enge Beziehung zwischen den Vertragsparteien dafür, immaterielle Schäden zu ersetzen.

Gegen den Ersatz immaterieller Schäden wurde bereits in den Materialien zum BGB "die Anschauung der besseren Kreise" angeführt, beide Schadensarten "nicht gleich zu behandeln". Man wandte sich gegen "Gewinnsucht, Eigennutz, Begehrlichkeit und schikanöse Prozesse aus unlauteren Motiven". Zudem hätten Verträge in der Regel Vermögenswerte zum Gegenstand. Nichtvermögensschäden seien nicht oder nur schwer feststellbar oder meßbar. Zudem sei die Vereinbarung einer Vertragsstrafe möglich, wenn sich eine Partei gegen immaterielle Einbußen schützen wolle
. Ein weiteres Argument ist, daß die Naturalrestitution oft nicht möglich sei
.

4. Ausgangslage in den verschiedenen Rechtsordnungen

Wie bereits gezeigt wurde
, sind in Deutschland materielle wie immaterielle Schäden gemäß § 249.1 BGB in natura zu ersetzen; bei Verletzung einer Person oder Beschädigung einer Sache kann der zur Naturalrestitution erforderliche Geldbetrag verlangt werden (§ 249.2 BGB). Eine Entschädigung in Geld
 gibt es gemäß § 253 BGB nur ausnahmsweise. Das deutsche Schadensrecht geht vom Prinzip der Totalreparation aus. Dies bedeutet, daß unabhängig von der Schwere des Verschuldens der gesamte Schaden zu ersetzen ist. In diesem Zusammenhang wird § 253 BGB zum Teil als notwendige Schranke gesehen
. Streitig ist, ob § 253 BGB ein Analogieverbot enthält. Die Rechtsprechung des BGH zum allgemeinen Persönlichkeitsrecht steht dieser Annahme entgegen
. 

Im angelsächsischen Recht ist nach der Leitentscheidung Hadley v. Baxendale
 der Schaden objektiv zu bestimmen. Der ersatzfähige Schaden umfaßt solche Einbußen, die "von Natur aus" dem Vertragsbruch folgen oder die von den Parteien als wahrscheinliche Folge des Vertragsbruchs erwartet worden sind, auch wenn sie nicht dessen natürliche Folge sind. Entscheidend für die Zurechenbarkeit sind also der Parteiwille und der Zweck des Vertrags. Als Grundsatz gilt, daß es im Vertragsrecht keinen Ersatz immaterieller Schäden gibt
. Jedoch gibt es hiervon einige Ausnahmen bei Verträgen, in denen das immaterielle Interesse im Vordergrund steht; auch die Art der Verletzung kann zu einem anderen Ergebnis führen
.

Im französischen Recht wurden Nichtvermögensschäden zunächst nur im Deliktsrecht ersetzt. Später jedoch wurden solche Schäden auch nach Vertragsrecht als ersatzfähig angesehen. In Art. 1149 Code Civil, der Grundnorm des Schadensrechts, ist generell von "Schäden" die Rede, ohne daß der immaterielle Schaden in den nachfolgenden Bestimmungen ausgenommen wäre. Der Ersatz des "préjudice moral" wird desweiteren ausdrücklich in Art. 266 Code Civil erwähnt, der unter bestimmten Umständen

eine Schadensersatzpflicht bei Ehescheidung vorsieht. Es ist heute die allgemeine Auffassung, daß eine Vertragsverletzung zum Ersatz von Nichtvermögensschäden verpflichten kann
.

II. Verschiedene Schadensarten

1. Allgemeines

Je nachdem, was für ein Schaden eintritt, stehen bald materielle, bald immaterielle Aspekte im Vordergrund. Ein Grundsatz der Art, daß Nichtvermögensschäden im Vertragsrecht unberücksichtigt blieben, gilt nirgendwo ohne Einschränkungen. Je genauer sich ein Nachteil ideeller Art messen läßt, desto mehr wächst die Bereitschaft, ihn auszugleichen. Im folgenden sollen einige Fallgruppen genauer betrachtet werden.

2. Körperliche Unannehmlichkeiten und Nutzungsausfall

Eine Haftung für Unannehmlichkeiten physischer Art, wie zum Beispiel der Umstand, daß ein Bahnreisender den Heimweg zu Fuß antreten muß, weil er von den Bediensteten der Bahngesellschaft in den falschen Zug gesetzt wurde, ist vor allem im englischen Recht bekannt
. Allerdings sind die Unlustgefühle, die sich "aus der bloßen Verärgerung und Enttäuschung" ergeben, nicht erfaßt. Wenn ein Anwalt, der damit betraut ist, seinem Mandanten wieder zum Besitz seines Hauses zu verhelfen, sein Mandat verletzt, ist er für den fehlenden Wohnkomfort verantwortlich, die sein Mandant als Gast im Haushalt seiner Schwiegereltern erleidet
. Die Leitentscheidung für derartige Fälle ist der Fall  Burton v. Pinkerton aus dem Jahr 1867, bei dem ein Matrose (in Verletzung des Arbeitsvertrages) in einem ausländischen Hafen ausgesetzt wurde, was ihm die Heimreise erschwerte
. 

Im deutschen Recht besteht eine gewisse Parallele zu diesen Entscheidungen in den Fällen der Beeinträchtigung der Gebrauchsmöglichkeit von Sachen. Diese gilt jedoch zum Teil als Vermögensschaden. Insbesondere sieht die Rechtsprechung in der Nutzungsmöglichkeit von Kraftfahrzeugen einen eigenen wirtschaftlichen Wert
. Zum Teil wurde dies auch für Grundstücke angenommen, wobei die Höhe der Entschädigung auch mit dem Verlust der Annehmlichkeiten, welche die Nutzung des Hauses dem Eigentümer biete, also mit dem Affektionswert begründet wurde
. Später wurde diese Rechtsprechung eingeschränkt. Die Nutzungsmöglichkeit eines Grundstücks stelle keinen eigenen Vermögenswert dar, da der Gläubiger bereits für die ohnehin notwendigen Aufwendungen (Miete einer Ersatzwohnung) entschädigt werde
. Daß die Nutzungsmöglichkeit eines Grundstücks an sich keinen Vermögenswert darstelle, läßt sich aber nicht damit begründen, daß die Entschädigung auf anderem Wege (Ersatz der Kosten für eine Ersatzwohnung) erfolgt. Abgelehnt wurde auch eine Nutzungsentschädigung für einen zu spät gelieferten Pelzmantel
. Später stellte der BGH auf die "eigenwirtschaftliche" Einsatzmöglichkeit einer Sache ab
.

Auch in Frankreich gilt Nutzungsausfall als materieller Schaden, zum Beispiel die Möglichkeit, ein Kraftfahrzeug zu nutzen
.

3. Körperliche Schmerzen

Bei körperlichen Schmerzen kann der Geschädigte in Frankreich ein Schmerzensgeld ("pretium doloris") verlangen. Im übrigen werden auch verschiedene andere Schadensarten (zum Beispiel "préjudice d'agrément" oder "préjudice esthétique") an die Körperverletzung angeknüpft. 

Im englisch-amerikanischen Recht werden die körperliche Schmerzen, die auf Körper- oder Gesundheitsverletzungen zurückgehen, durch "damages for pain and suffering" abgegolten. Die Haftung für diese Schäden nach Vertragsrecht besteht unabhängig von der deliktischen Haftung. Die Entscheidung im Fall Summers v. Salford Corporation
 konnte ausschließlich auf Vertrag gestützt werden, da in diesem Fall die Voraussetzungen für ein Haftung aus Delikt nicht gegeben waren. In dem Fall wurde eine Mieterin durch ein herabfallendes Schiebefenster verletzt.

Das deutsche Vertragsrecht kennt keinen Ersatz immaterieller Schäden im Falle einer Körperverletzung (§ 253 BGB). Eine analoge Anwendung von § 847 I BGB wird abgelehnt. Zum Teil nimmt man ein generelles Analogieverbot aus § 253 BGB an. Gegen die Analogie spricht hier auch die systematische Stellung von § 847 I BGB, der sich nur auf deliktische Ansprüche bezieht.

4. Psychische Schäden und Beeinträchtigungen

Im englisch-amerikanischen Vertragsrecht sind auch psychische Schäden, wie immaterielle Schäden im allgemeinen
, im Grundsatz nicht ersatzfähig
. Etwas anderes gilt bei der Verletzung einer Person ("injury to the person"); dann werden sowohl körperliche als auch seelische Schmerzen erfaßt, solange sie vorhersehbar sind ("not too remote"). Die "damages for pain and suffering" kompensieren auch psychische Schäden
. Derartige Schäden werden zwar meistens mit einer Deliktsklage geltend gemacht, jedoch kommt es im Delikts- wie im Vertragsrecht auf die Art der Verletzung an
. So kann ein Käufer eine Entschädigung für die seelischen Schmerzen verlangen, die er infolge eines Mangels der Kaufsache erleidet
. Aus dem amerikanischen Recht ist ein Fall bekannt, in dem ein Schönheits-

chirurg für die seelischen Leiden eines Patienten einstehen mußte, weil er so ungeschickt operierte, daß der Patient hinterher schlechter aussah als vorher
.

Rein seelische Leiden werden mit größerer Zurückhaltung betrachtet. So konnte ein Bediensteter, der auf schroffe und demütigende Art und Weise entlassen worden war, keine Entschädigung für die Verletzung seiner Gefühle verlangen
. Auch wenn ein Arbeitgeber einen Arbeitnehmer entläßt, um sich wegen früherer Streitigkeiten zu revanchieren, besteht deswegen allein kein Anspruch auf Ersatz des Gefühlsschadens
. Anders kann es liegen, wenn ein Arbeitnehmer öffentlich als Lügner bezeichnet wird; dann ist eine Entschädigung nicht nur wegen verletzter Ehre, sondern gerade wegen der verletzten Gefühle möglich
.

Die Enttäuschung über den Vertragsbruch des anderen Teils genügt nicht
. Auch die Sorgen, die sich eine Braut macht, weil ihr Anwalt sich nicht um Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Heirat kümmert, sind nicht ersatzfähig
. 

In England gilt zudem die Regel, daß Verträge, die im Zusammenhang mit einem vom Gläubiger betriebenen Gewerbe stehen ("in the course of business"), nicht zur Entschädigung wegen Sorgen oder seelischer Schmerzen führen, die durch die Vertragsverletzung entstehen
.

Im französischen Vertragsrecht werden psychische Schäden generell ersetzt. So bezieht sich das Schmerzensgeld bei Körperverletzungen üblicherweise auch auf seelische Schmerzen
. Aber auch rein psychische Verletzungen können zu einer Entschädigungspflicht führen. Zu nennen ist hier etwa die Verletzung eines Begräbnisvertrages
. Auch bei Mißachtung der religiösen Feinfühligkeit des Vertragspartners kann der immaterielle Schaden zu ersetzen sein. In einem Fall wurde einer jüdischen Vereinigung eine Entschädigung gewährt, weil ein Fleischer entgegen der vertraglichen Abrede kein koscheres Fleisch geliefert hatte
.

In Deutschland steht § 253 BGB der Zahlung eines Schmerzensgeldes wegen psychischer Schäden entgegen. Jedoch ist die Wiederherstellung des Zustands, der ohne das zum Ersatz verpflichtende Ereignis bestehen würde, bei solchen Schäden gemäß § 249.1 BGB denkbar, soweit zum Beispiel der Widerruf einer einer falschen Tatsachenbehauptung die seelischen Leiden lindern kann. 

Im Vertragsrecht bildet § 651 f II BGB eine Ausnahme zu  § 253. Grund für die Entschädigung ist die nutzlos aufgewendete Urlaubszeit. Schadensersatz ist nur bei erheblicher Beeinträchtigung oder Vereitelung der Reise zu gewähren; insofern können seelische Leiden für die Entschädigung eine Rolle spielen.

Im Arbeitsrecht gibt § 9 KSchG dem zu Unrecht entlassenen Arbeitnehmer einen Abfindungsanspruch, der - neben wirtschaftlichen Nachteilen - auch für die persönlichen Probleme entschädigen soll, die sich aus einem Stellenwechsel ergeben
. Nicht in diesen Zusammenhang fällt jedoch § 89b HGB
.

Eine Entschädigung kann auf einen deliktischen Anspruch des BGB in Verbindung mit § 847 I BGB gestützt werden. In dem bereits erwähnten Fall der verzögerten Schadensregulierung
 wurde Verletzung der vertraglichen Pflichten des Versicherers für die Höhe des Schmerzensgeldes berücksichtigt. 

5. Leiden durch den Verlust Angehöriger

Im englischem Recht wurde der Tod eines Menschen als solcher früher überhaupt nicht als Schaden anerkannt
. Nach Vertragsrecht konnte später der Verlust Angehöriger nur dann zu einer Entschädigungspflicht führen, wenn der Verstorbene dem geschädigten Vertragspartner Dienste von materiellem Wert geleistet hatte
. Immaterielle Schäden hingegen werden nur im Deliktsrecht in engen Grenzen ersetzt
. 

Im deutschem Recht scheitert ein vertraglicher Anspruch (etwa aus positiver Forderungsverletzung) auf Ersatz des immateriellen Schadens bei Tötung an § 253 BGB. Jedoch ist ein solcher Anspruch deliktisch über die §§ 823 I, 847 I BGB  in Verbindung mit einer Gesundheitsverletzung (herbeigeführt durch den Tod des Angehörigen) denkbar. 

In Frankreich werden Angehörige für den   "doleur morale" oder "sentiments d'affection" entschädigt, der durch den Verlust Angehöriger entsteht
. Diese Entschädigung wird jedoch auf die deliktische Generalklausel gestützt (Art. 1382, 1383 Code Civil)
.
6. Geminderte Lebensfreude und Lebenserwartung 

In Frankreich gibt es eine Entschädigung für das "préjudice d'agrément" im Falle der Körperverletzung. Umfaßt sind alltägliche Beeinträchtigungen (zum Beispiel daß der Geschädigte keinen kulturellen oder sportlichen Aktivitäten mehr nachgehen kann), aber auch die Unmöglichkeit, einer ganz bestimmten Freizeitbeschäftigung (zum Beispiel dem Spielen eines Musikinstruments) nachzugehen
.

Geminderte Lebensfreude kann im angelsächsischen Recht geltend gemacht werden, wenn ein Arbeitnehmer in eine weniger verantwortungsvolle Position versetzt wird, als ihm zusteht
. Eine verringerte Lebenserwartung wird nach Vertragsrecht genauso ersetzt wie im Deliktsrecht
.

Im deutschen Recht gibt es keine gesetzliche Vorschrift, die in solchen Fällen über die Hürde des § 253 BGB hinweghilft.

 Rufschäden

Im angelsächsischen Recht gilt der Grundsatz, daß es für Rufschäden, wie für Gefühlsverletzungen, keine Entschädigung gibt
. Ausnahmen hierzu gibt es bei Vermögensschäden. So wird die Rufschädigung, die ein Kaufmann im Geschäftsleben erleidet, als ersatzfähig angesehen
. Wenn der Vertrag das berufliche Ansehen fördern oder die Chancen auf dem Arbeitsmarkt verbessern soll, wie zum Beispiel ein Ausbildungsvertrag, so ist die Einbuße an Ansehen, die durch den Vertragsbruch entsteht, ersatzfähig
.

In Frankreich sieht man etwa die Mißachtung der Unschuldsvermutung, der Ehre, der familiäre Privatsphäre, des Rechts am eigenen Bild und auch an der eigenen Stimme als ersatzfähige Rufschäden an
. Auch die Beleidigung des Arbeitgebers, verbunden mit Arbeitsverweigerung, kann zum Ersatz des immateriellen Schadens verpflichten
.

Im deutschen Recht soll die Regelung des § 9 KSchG auch immaterielle Schäden erfassen. Diese können auch in einer Verletzung des beruflichen Ansehens liegen. Im übrigen kommt gerade bei Rufschäden, etwa bei ehrverletzenden Äußerungen, die Naturalrestitution in Betracht, etwa durch Widerruf einer Tatsachenbehauptung. 

III. Verträge über immaterielle Interessen

1. Allgemeines

Wenn bei einem Vertrag ein immaterielles Interesse im Vordergrund steht, stellt sich die Frage, ob und wie die immaterielle Einbuße zu ersetzen ist, wenn der Vertrag nicht erfüllt wird. In Deutschland bedeutet die Regelung des § 253 BGB kein Verbot, entsprechende Vereinbarungen zu schließen
. Im angelsächsischen Recht stellt man mit Hadley v. Baxendale auf die Sichtweise der Parteien ab, wenn es um die Frage geht, welche Schäden ersatzfähig sind; der Grundsatz, daß nur Vermögensschäden in Betracht kommen, beruht auf der Überlegung, daß die Parteien regelmäßig materielle Interessen, und bei Nichterfüllung den Ersatz materieller Schäden, im Sinn haben
. Kann also schon die Vertragsauslegung dazu führen, daß Nichtvermögensschäden ersetzt werden müssen?

2. Reiseverträge

Im angelsächsischen Recht gilt der Grundsatz, daß der Nichtvermögensschaden nach Vertragsrecht nicht ersatzfähig ist
 Eine Ausnahme hierzu bilden Verträge, bei denen der Schuldner geistig-seelische Zufriedenheit verspricht. Diese Regel wurde im Reisevertragsrecht entwickelt und zuerst der Entscheidung Jarvis v. Swan's Tours Ltd. aus dem Jahr 1973 zugrundegelegt
. In dem Fall ging es um einen zweiwöchigen Winterurlaub  in der Schweiz, dessen Qualität sich nicht mit den Angaben des Veranstalters deckte. Aber schon 1951 wurde in der Entscheidung Stedman v. Swan's Tours
 der Aspekt der physischen Unannehmlichkeiten herangezogen (das gebuchte Hotel entsprach in keiner Weise der

Vereinbarung), um den immateriellen Schaden zu ersetzen.

In Deutschland wurde schon vor der gesetzlichen Regelung des Reisevertrags (§§ 651a ff BGB) der Schaden, der durch vergeudete Urlaubszeit entstand, liquidiert. Hierzu wurde der Begriff des Vermögensschadens dahin ausgelegt, daß die Freizeit, insbesondere die Urlaubszeit, einen Vermögenswert darstelle. Begründet wurde dies damit, daß der Urlaubsanspruch des Arbeitnehmers während der Arbeitszeit miterarbeitet worden sei. Schon diese sogenannte "Kommerzialisierungsthese" stieß vielfach auf Kritik; vor allem aber war die Begründung unbefriedigend, wenn es um den Schaden von Reisenden ging, die sich nicht auf einen Urlaubsanspruch stützen konnten. Der entscheidende Gesichtspunkt hinter der Regelung des § 651f II BGB ist der, daß Urlaubszeit sinnlos vertan wurde und unwiederbringlich verloren ist. Heute ist man daher überwiegend der Meinung, daß § 651f II BGB eine weitere Ausnahme zu § 253 BGB ist
. Uneins ist man sich über die Berechnung des Ersatzgeldes. Die Regeln des Reisevertragsrechts und damit § 651f II werden auch auf andere Verträge entsprechend angewendet, die dem Reisevertrag ähnlich sind (zum Beispiel Miete einer Ferienwohnung). Außerhalb dieser Verträge ist § 651f II aber nicht entsprechend anwendbar
.

In Frankreich wurde bereits im Jahre 1957 einem Reisenden ein immaterieller Schadensersatzanspruch gewährt
. In dem Fall ging es um eine Kreuzfahrt, auf der die Route geändert wurde, was dem Reisenden die Besichtigung einer Stadt (Spitzbergen) unmöglich machte. Es gilt die Regel, daß bei erheblichen Urlaubsbeeinträchtigungen eine Entschädigung wegen entgangener Urlaubsfreude zu leisten ist.

Begräbnisverträge
Angehörige Verstorbener werden in Frankreich für die psychischen Qualen entschädigt, die sie dadurch erleiden, daß ein Bestattungsunternehmer den Vertrag nicht ordnungsgemäß erfüllt
.

Auch im englisch-amerikanischen Vertragsrecht bilden die Begräbnisverträge eine wichtige Fallgruppe, in welcher Nichtvermögensschäden ersetzt werden. Wenn etwa aus einem Sarg Totenflüssigkeit austritt, können die Trauernden allein wegen des daraus entstehenden seelischen Schmerzes eine Entschädigung verlangen
.

Im deutschen Recht ist eine Lösung solcher Fälle über die Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts, also nur deliktsrechtlich, denkbar
. 

3. Verlöbnisbruch

Das Kranzgeld des § 1300 BGB war lange Zeit eine weitere Ausnahme zu § 253 BGB. Der entscheidende Gesichtspunkt war die Behinderung im Fortkommen durch geschmälerte Heiratsaussichten. § 1300 BGB wurde als vorkonstitutionelles Recht nicht vom Bundesverfassungsgericht angetastet
. Zuletzt wurde die Vorschrift sehr eng ausgelegt, etwa auf den Fall angewendet, daß aus der gemeinsamen Verlobung ein Kind stammt
. Im Jahr 1998 wurde die Vorschrift aufgehoben.

Im Common Law konnte ein Verlöbnisbruch lange Zeit zum Ersatz des immateriellen Schadens führen, bis hin zu "examplary damages"
. Diese Regel wurde in England 1970 abgeschafft
.

Im französischen Recht gilt der schuldhafte Bruch eines Verlöbnisses als Delikt. Der zu ersetzende Schaden umfaßt, neben verschiedenen Aufwendungen materieller Art im Hinblick auf die Ehe, auch den immateriellen Schaden, wobei das seelische Leiden des anderen Teils betont wird
. Es ist nicht erforderlich, daß der oder die Verlobte dem anderen "die Beiwohnung gestattet" hat, wie dies nach § 1300 a.F. BGB nötig war.

4. Andere Aspekte

Im englisch-amerikanischen Rechtskreis können seelische Leiden ferner dann als Schaden geltend gemacht werden, wenn der verletzte Vertrag den Schuldner gerade dazu verpflichtete, ihre Ursache zu beheben. Wenn zum Beispiel eine Frau ihre Anwälte damit beauftragt, durch gerichtliche Schritte die Belästigung durch einen Mann zu beenden, so kann sie entschädigt werden, wenn die Anwälte die entsprechenden Verfahren derart vermasseln, daß sie weiter belästigt wird. In einem solchen Fall wurde einer Frau eine Entschädigung für die seelischen Leiden und die Aufregung zugesprochen
.

In Louisiana wurde einer Braut eine Entschädigung gewährt, weil sie dadurch leiden mußte, daß ihr Vertragspartner mit der Lieferung des Hochzeitskleids in Verzug war
. Jedoch scheint diese Entscheidung auf der großzügigeren Haltung des Rechts von Louisiana, das vom französischen Recht beeinflußt ist, zu beruhen. In einem ähnlichen Fall, der in Oklahoma entschieden wurde, ging die Braut leer aus
.

Im deutschen Recht kommt hinzu, daß § 253 BGB die Parteien nicht hindert, den Ersatz immaterieller Schäden zu vereinbaren. Nach der Rechtsprechung des BGH stellt die Vorschrift keine sittliche Mißbilligung etwa einer Vertragsstrafe oder einer Schadenspauschalierung für derartige Schäden dar
.

IV. Zusammenfassung

1. Die Art der Verletzung

Der immaterielle Schaden, der aus bestimmten Verletzungen entsteht, wird großzügiger behandelt als Schaden anderer Art. So gibt es im deutschen und im englischen Recht Ansätze, entgangene Gebrauchsvorteile und Nutzungen mit in die Ersatzpflicht einzubeziehen, wenn auch mit unterschiedlicher Begründung (als Vermögensschaden hier, als Nichtvermögensschaden dort) und in verschiedenen Anwendungsbereichen. Desweiteren werden im englischen Recht psychische Schäden, die aus einer Körper- oder Gesundheitsverletzung entstehen, grundsätzlich ersetzt, während der Geschädigte im deutschen Recht auf den deliktischen Anspruch angewiesen ist. Im englischen Recht hingegen verblaßt der Unterschied zwischen Vertrags- und Deliktsrecht, da es auf die Art der Verletzung ("type of injury") ankommt. Auch im französischen Recht orientiert sich der Ersatz des immateriellen Schadens eher an der Schadensart als an der Art des Anspruchs. Ein Grund hierfür mag der erwähnte Grundsatz des "non-cumul" sein, nach welchem ein Anspruch auf Schadensersatz entweder nur nach Vertragsrecht oder nur nach Deliktsrecht gegeben sein kann. Schwere Verletzungen des Persönlichkeitsrechts, wie etwa die pietätlose Ausführung eines Begräbnisvertrages, werden zum Teil vom Vertragsrecht, zum Teil vom Deliktsrecht erfaßt.

2. Die Art der vertraglichen Leistung

Trotz unterschiedlicher Ausgangslage in den verschiedenen Rechtsordnungen gibt es Gemeinsamkeiten bei Verträgen, bei denen ein immaterieller Zweck im Vordergrund steht. Beispielhaft hierfür sind Reiseverträge. In den hier betrachteten Rechtsordnungen sind die vertane Urlaubszeit beziehungsweise die entgangene Urlaubsfreude der Grund, Ersatz des immateriellen Schadens zu gewähren. Auch bei einem Verlöbnisbruch ähnelten sich die Ersatzansprüche (sie sind heute jedoch überwiegend abgeschafft).

Im englisch-amerikanischen Recht kann schon der Zweck des Vertrages dem Gläubiger die Möglichkeit geben, den Ersatz des Nichtvermögensschaden zu verlangen. Im deutschen Recht dagegen genügt es nicht, daß bei dem Vertrag immaterielle Interessen im Vordergrund stehen. Vielmehr müssen die Parteien eine entsprechende Vereinbarung (zum Beispiel Vertragsstrafe oder die Abrede, daß ein bestimmter Schaden als Vermögensschaden gelte) treffen.

3. Die einzelnen Rechtsordnungen

In Frankreich werden immaterielle Schäden schon seit langem wie materielle Schäden behandelt. Es gibt im Gesetz keine Einschränkung nach Art des § 253 BGB. Durch die Rechtsprechung wurde klargestellt, daß Art. 1149 Code Civil auch den Nichtvermögensschaden erfaßt. Selbstverständlich wird auch in Frankreich nicht jeder Schaden dieser Art ersetzt; es gelten die generellen Einschränkungen, vor allem die Frage der Zurechenbarkeit. 

In England und in den USA gilt der Grundsatz, daß Nichtvermögensschäden unberücksichtigt bleiben. Aber von dieser Regel gibt es eine ganze Reihe von Ausnahmen. 

Zu nennen sind zum einen bestimmte Verletzungen. So können bei Verletzungen der Person ("injury to the person") sowohl körperliche als auch seelische Schmerzen geltend gemacht werden. Körperliche Unannehmlichkeiten gelten in bestimmten Fällen als ersatzfähiger Schaden. Unter bestimmten Voraussetzungen können auch geminderte Lebensfreude und Verletzungen der Ehre liquidiert werden.

Zum anderen kann der Vertragstyp und die Art der versprochenen Leistung zu einer Ausnahme von der oben genannten Regel führen. Dies gilt insbesondere für Reiseverträge, aber auch für generell für Verträge, in denen gerade die immaterielle Einbuße gemindert (z.B. Anwaltsverträge, nach denen die Belästigung der Mandantin unterbunden werden soll) beziehungsweise ein Vorteil immaterieller Art verschafft (Ausbildungsverträge) werden soll.

Schließlich kann auch die Art und Weise des Vertragsbruchs den Schuldner verpflichten, den Nichtvermögensschaden zu ersetzen.

In Deutschland gilt die Grundregel des § 253 BGB. Ausnahmen im Vertragsrecht sind beziehungsweise waren die §§ 651f II  und 1300 BGB. Daneben werden bestimmte Schäden, die im Grenzbereich von Vermögens- und Nichtvermögensschaden liegen, wie etwa der Nutzungsausfall, durch eine weite Auslegung des Vermögensschadensbegriffs erfaßt. Schließlich bleibt noch der deliktische Anspruch aus den §§ 823 I, 847 I BGB. Im Zusammenhang damit kann eine Vertragsverletzung durch den Schuldner ausnahmsweise eine Rolle spielen. Auch die Möglichkeit der Naturalrestitution, beziehungsweise der Zahlung des dazu erforderlichen Geldbetrages (§ 249 BGB), kann eine geeignete Abhilfe sein. Im übrigen zeigt die Urteilsbegründung zu der erwähnten Entscheidung des OLG Karlsruhe (verzögerte Schadensregulierung durch eine Versicherung
), daß auch dem deutschen Recht Gesichtspunkte wie Vorbeugung gegen künftige Vertragsverletzungen, Genugtuung für den Verletzten und Verminderung von Anreizen, die ein vertragswidriges Verhalten haben kann, nicht fremd sind. Diese Gedanken zeigen, daß sich die Auffassung zum Ersatz immaterieller Schäden von den Motiven hinter der Regelung des § 253 BGB entfernt hat.
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